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Neues Waffenrecht

Das müssen Jäger zukünftig beachten

Die neuen gesetzlichen Bestim-
mungen im Waffenrecht dienen 
der Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2017/853, die nach dem Anschlag 
in Paris 2015 erlassen wurde, um 
vor Gefahren durch Terrorakte zu 
schützen. Der Zugang zu illegalen 
Waffen soll durch das Gesetz er-
schwert werden. Schusswaffen 
und ihre wesentlichen Teile sollen 
von der Herstellung beziehungs-
weise Einfuhr bis zur Unbrauch-
barmachung beziehungsweise 
Ausfuhr rückverfolgbar werden. 
Des Weiteren soll die Nutzung le-
galer Schusswaffen für terroris-
tische Anschläge – insbesondere 
durch die Begrenzung der Maga-
zinkapazität – erschwert werden. 
Bundestag und Bundesrat haben 
dem Gesetz zugestimmt, die Ver-
öffentlichung im Bundesgesetz-
blatt erfolgte am 19. Februar. Das 
Gesetz tritt am 1.  September in 
Kraft. Für bestimmte Regelungen 
gibt es Übergangsvorschriften bis 
September. Der Beitrag konzent-
riert sich auf die wichtigsten Än-
derungen für Jäger. 

Für Jäger bringt das Gesetz nicht 
nur neue Auflagen und Beschrän-
kungen, sondern auch Erleichte-
rungen bei Schalldämpfern und 
Nachtsichttechnik. 

Einsatz von 
Nachtsichttechnik 

Inhaber eines Jagdscheines dür-
fen zukünftig bundesweit Umgang 
mit Nachtsichtvorsatz- und Nacht-
sichtaufsatzgeräten führen, das 
heißt, diese erwerben und besit-
zen. Jedoch bleiben die jagdrecht-
lichen Verbote und Beschränkun-
gen im Bundesjagdgesetz erhal-
ten. Die Landesregierungen kön-
nen für die Bundesländer davon 
abweichen und bestimmen, mit 
welcher Technik tatsächlich gejagt 
werden darf. In Baden-Württem-
berg, Brandenburg und Sachsen 
wurde bereits davon Gebrauch ge-
macht und Nachtsichtvorsatz- und 
Nachtsichtaufsatzgeräte für die 
Bejagung von Schwarzwild zuge-
lassen. Niedersachsen und Rhein-
land-Pfalz erlauben hingegen die 
Verwendung von künstlichen Licht-
quellen. Auch wenn also waffen-
rechtlich der Erwerb und Besitz von 
bestimmten Nachtsichtgeräten zu-
lässig sind, muss trotzdem vor der 

Jagd die jagdrechtliche Zulässigkeit 
im jeweiligen Bundesland geprüft 
werden. In der Regel sind diese 
Ausnahmen auf die Bejagung von 
Schwarzwild beschränkt. 

Weiterhin verboten sind künstli-
che Lichtquellen, die mit der Waffe 
verbunden sind, dazu zählen auch 
Infrarotaufheller, die in Restlicht-
verstärkern eingebaut sind. 

Was beim  
Schalldämpfer gilt

Schalldämpfer stehen den 
Schusswaffen, für die sie bestimmt 
sind, gleich und müssen daher wie 
eine Langwaffe in der Waffenbe-
sitzkarte eingetragen sein. Galt bis-
her die Pflicht zum Voreintrag und 
gegebenenfalls ein besonderer Be-
dürfnisnachweis, so kann nach der 
neuen Regelung der Schalldämp-
fer wie eine Langwaffe mit Vor-
lage des Jagdscheines erworben 
werden. Er muss ebenfalls inner-
halb von zwei Wochen nach Er-
werb durch die Untere Jagdbehör-
de in die Waffenbesitzkarte einge-
tragen werden. Der Schalldämpfer 
darf sowohl zur Jagdausübung als 
auch zum Übungsschießen einge-
setzt werden. Die Erleichterung gilt 
nur für Langwaffen mit Zentralfeu-
ermunition. 

Verbotene Waffen  
und Magazine 

Verboten sind zukünftig Voll-
automaten, die zu Halbautoma-

ten umgebaut wurden, halbauto-
matische Langwaffen mit Maga-
zinen für mehr als zehn Patronen 
beziehungsweise halbautomati-
sche Kurzwaffen mit Magazinen 
für mehr als 20 Patronen. Bei den 
Wechselmagazinen besteht das 
Verbot für das Magazin an sich, mit 
entsprechenden Beschränkungen 
für Lang- beziehungsweise Kurz-
waffe. Die Begrenzung der Ma-
gazingröße gilt für Halbautoma-
ten, sogenannte Selbstladewaffen, 
nicht jedoch für Repetierer. Außer-
dem sind zukünftig halbautomati-
sche Langwaffen verboten, die 
ohne Werkzeug auf eine Länge un-
ter 60 cm gekürzt werden können. 

Es sind Übergangsfristen so-
wie Regelungen zur Besitzstands-
wahrung für Altbesitzer vor dem 
13. Juni 2017 im Gesetz enthalten, 
über die sich Eigentümer zukünftig 
verbotener Waffen oder Waffen-
teile gesondert informieren sollten. 

Salutwaffen und neue 
wesentliche Waffen teile 
Das Gesetz definiert neue we-

sentliche beziehungsweise als waf-
fengleich zu behandelnde Waffen-
teile, die, soweit sie getrennt von 
einer Komplettwaffe besessen 
werden, gesondert angemeldet 
werden müssen. 

Salutwaffen, also Waffen, mit 
denen nur Kartuschenmunition ab-
geschossen werden kann, werden 
jetzt der Waffenart zugeordnet, 
zu der sie vor dem Umbau gehör-

ten. Somit sind umgebaute Vollau-
tomaten auch als Salutwaffen ver-
boten und andere erlaubnispflich-
tige Waffen müssen in die waffen-
rechtliche Erlaubnis eingetragen 
werden. Dekorationswaffen, also 
solche, die völlig unbrauchbar ge-
macht wurden, müssen über eine 
EU-Deaktivierungsbescheinigung 
verfügen. 

Abfrage beim 
Verfassungsschutz

Die obligatorische Anfrage beim 
Verfassungsschutz, die bisher nur 
für den Erwerb der Waffenhan-
delslizenz galt, ist nun auch für 
den Erwerb beziehungsweise die 
Verlängerung des Jagdscheines 
als Zuverlässigkeitskriterium erfor-
derlich. Als unzuverlässig gilt wenn 
Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass der Betroffene innerhalb 
der letzten fünf Jahre Bestrebun-
gen verfolgte, die gegen die Ver-
fassung oder sonstige Belange der 
Bundesrepublik beziehungsweise 
die Völkerverständigung gerich-
tet sind. 

Waffenverbotszonen 
möglich

Landesregierungen können Waf-
fenverbotszonen bestimmen, in 
denen das Führen von Waffen aller 
Art und Messern von mehr als 4 cm 
Klingenlänge verboten ist. War 
dies bisher nur an Kriminalitäts-
schwerpunkten zulässig, sind sol-

che Waffenverbots-
zonen jetzt auch für 
öffentliche Plätze 
oder Verkehrskno-
tenpunkte möglich. 

Erlaubt ist in die-
sen Waffenverbots-
zonen das Führen 
von Messern oder 
Waffen mit be-
rechtigtem Inter-
esse, zum Beispiel 
dem jagdlichen Be-
dürfnis. Das Mitfüh-
ren von Messern bei 
nichtjagdlichen An-
lässen in Waffen-
verbotszonen kann 
für Jagdscheininha-
ber jedoch empfind-
liche Folgen haben.

Beate A. Fischer
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Neuregelungen zu Schalldämpfern und Nachtsichttechnik fordern eine effektive, moderne 
Schwarzwildbejagung. Foto: Ralf Seiler


